
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU
– Drucksache 20/3368 –

Expertenanhörungen und Konsultationsprozess zum 
Rüstungsexportkontrollgesetz

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Im Frühjahr 2022 führte das Bundesministerium für Wirtschaft und Klima-
schutz (BMWK) unter Leitung von Staatssekretär Sven Giegold und mit Be-
teiligung von Staatsministerin Katja Keul aus dem Auswärtigen Amt (AA) 
Expertenanhörungen zum Rüstungsexportkontrollgesetz durch.

 1. Auf welcher Basis wurden die beteiligten NGOs, Firmen und Verbände 
für beide Fachgespräche ausgewählt?

Nach welchen Kriterien wurde seitens des BMWK zu den beiden Veran-
staltungen eingeladen?

Die Bundesregierung erarbeitet derzeit unter Federführung des Bundesministe-
riums für Wirtschaft und Klimaschutz ein Rüstungsexportkontrollgesetz. Das 
Gesetz soll die restriktive Rüstungsexportpolitik der Bundesregierung erstmals 
gesetzlich festschreiben. Bei der Erarbeitung des neuen Gesetzes setzt das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz auf den frühzeitigen Aus-
tausch mit Unternehmen, Zivilgesellschaft und Wissenschaft. Hierzu wurden 
Stakeholder-Konsultationen durchgeführt, in deren Rahmen zunächst für alle 
interessierten Bürgerinnen und Bürger, Vereinigungen, Verbände und Wirt-
schaftsakteure die Möglichkeit bestand, sich mit schriftlichen Stellungnahmen 
an der Diskussion zu beteiligen und ihre Erwartungen an die im Koalitionsver-
trag angelegte Gesetzesinitiative zu formulieren. Auf Grundlage der eingegan-
genen Stellungnahmen und zur Vertiefung der darin aufgeworfenen Fragestel-
lungen wurden sodann bestimmte Akteure zu zwei Fachgesprächen eingeladen 
mit dem Ziel, Vertreter des gesamten, in den Stellungnahmen dargelegten Mei-
nungsbilds repräsentativ einzubinden.
Die Stellungnahmen, die Teilnehmerlisten und die Protokolle zu den Fachge-
sprächen sind abrufbar unter: https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Artikel/Ser
vice/Gesetzesvorhaben/erarbeitung-eines-rustungsexportkontrollgesetzes.html.
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 2. Mit welchen NGOs, Kirchen, Firmen, Verbänden usw. wurden in der Zeit 
vom Amtsantritt der Bundesregierung bis zu den Anhörungen seitens des 
Staatssekretärs Sven Giegold und der Staatsministerin Katja Keul Ge-
sprächstermine (persönlich oder virtuell) zum Rüstungsexportkontrollge-
setz (REKG), zu Rüstungsexporten oder zur Sicherheits- und Verteidi-
gungsindustrie durchgeführt (bitte einzeln aufführen)?

Vorbemerkung zu den Antworten zu den Fragen 2 bis 7.
Mitglieder der Bundesregierung, Parlamentarische Staatssekretärinnen und Par-
lamentarische Staatssekretäre, Staatsministerinnen und Staatsminister sowie 
Staatssekretärinnen und Staatssekretäre pflegen in jeder Wahlperiode im Rah-
men der Aufgabenwahrnehmung Kontakte mit einer Vielzahl von Akteuren al-
ler gesellschaftlichen Gruppen. Eine Verpflichtung zur Erfassung sämtlicher 
geführter Gespräche bzw. deren Ergebnisse – einschließlich Telefonate – be-
steht nicht, und eine solche umfassende Dokumentation wurde auch nicht 
durchgeführt (siehe dazu die Vorbemerkung der Bundesregierung in ihrer Ant-
wort auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE. auf Bundestagsdruck-
sache 18/1174). Zudem werden Gesprächsinhalte nicht protokolliert. Die nach-
folgenden Ausführungen bzw. aufgeführten Angaben erfolgen auf der Grundla-
ge der vorliegenden Erkenntnisse sowie vorhandener Unterlagen und Aufzeich-
nungen für Termine bis zum 9. September 2022. Diesbezügliche Daten sind so-
mit möglicherweise nicht vollständig.
Es fanden folgende Gespräche seitens des Staatssekretärs Sven Giegold statt:
11. März 2022 mit Dr. Atzpodien, Bundesverband der Deutschen Sicherheits- 
und Verteidigungsindustrie,
24. März mit der „Aktion gegen den Hunger“,
28. März 2022 mit Armin Papperger, Rheinmetall AG,
28. März 2022 mit Vertretern der GKKE (Gemeinsame Konferenz Kirche und 
Entwicklung),
29. März 2022 mit Dr. Hauschild, Diehl Stiftung & Co. KG.
Am 21. März 2022 fand ein Gespräch zwischen der Staatsministerin Katja Keul 
und Dr. Atzpodien, Bundesverband der Deutschen Sicherheits- und Verteidi-
gungsindustrie, statt.

 3. An welchen Veranstaltungen zu den oben genannten Themen haben die 
beiden Staatssekretäre teilgenommen (bitte einzeln aufführen)?

Bezüglich der Teilnahme an den Fachgesprächen im Rahmen der Stakeholder-
Konsultationen wird auf die Veröffentlichungen unter: https://www.bmwk.de/R
edaktion/DE/Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/erarbeitung-eines-rustungsexpo
rtkontrollgesetzes.html verwiesen. Dort sind sowohl die Teilnehmerlisten der 
beiden Fachgespräche als auch die Protokolle abrufbar.
Am 30. Juni 2022 hat der Staatssekretär Sven Giegold an der Branchentagung 
der IG Metall für die wehr- und sicherheitstechnische Industrie 2022 teilge-
nommen.
Am 30. August 2022 hat die Staatsministerin Katja Keul auf dem BDSV-
Thementag an der Podiumsdiskussion „Zukunft der Rüstungsexportkontrolle“ 
teilgenommen.
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 4. Mit welchen der teilnehmenden Institutionen beider Fachgespräche wur-
den seitens des Staatssekretärs Sven Giegold sowie der Staatsministerin 
Katja Keul im Anschluss an die beiden Veranstaltungen persönliche oder 
virtuelle Folgegespräche geführt (bitte nach Teilnehmern einzeln auffüh-
ren)?

Es fanden folgende Gespräche seitens des Staatssekretärs Sven Giegold statt:
4. Mai 2022 mit Dr. Hauschild, Diehl Stiftung & Co. KG,
27. April 2022 mit Dr. Schoellhorn, Airbus Defence and Space,
9. Juli 2022 mit Guillaume Faury, Airbus.
Es fanden folgende Gespräche seitens der Staatsministerin Katja Keul statt:
19. Juli 2022 mit van den Busch, Rheinmetall AG,
6. September 2022 mit Dr. Wallraff, Wirtschaftswissenschaftler und ehemaliger 
Präsident des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle.

 5. Haben als Teil des Dialogprozesses seitens des Staatssekretärs Sven Gie-
gold oder der Staatsministerin Katja Keul Gespräche mit den Bundeslän-
dern zum REKG stattgefunden, in denen die Sicherheits- und Verteidi-
gungsindustrie substanziell vertreten ist, und wenn ja, bitte einzeln auf-
führen, wenn nein, warum wurde kein Dialog mit den betroffenen Bun-
desländern gesucht?

Entsprechende Gespräche mit einzelnen Bundesländern haben bisher nicht 
stattgefunden. Die Interessenvertretung der Sicherheits- und Verteidigungsin-
dustrie erfolgte im bisherigen Prozess durch die entsprechenden Unternehmen 
und Verbände. Darüber hinaus sind auch weiterführende Gespräche mit den 
Bundesländern möglich.

 6. Wurden als Teil des Dialogprozesses seitens der Leitungsebene des 
BMWK und des AA Gespräche mit NATO- bzw. EU-Partnernationen, 
gleichgestellten Empfängerländern oder anderen Drittstaaten Gespräche 
zum REKG oder zur Rüstungskooperation geführt (bitte einzeln auffüh-
ren)?

Es fanden folgende Gespräche seitens des Staatssekretärs Sven Giegold statt:
3. Februar 2022 mit der britischen Botschafterin Jill Gallard,
15. Juni 2022 mit der koreanischen Botschafterin Dr. Cho,
11. Juli 2022 mit dem singapurischen Staatssekretär für Verteidigung Chan 
Heng Kee,
11. Juli 2022 mit der französischen Botschafterin Anne-Marie Descôtes und 
dem spanischen Botschafter Ricardo Martínez Vázquez,
27. Juli 2022 mit dem türkischen Botschafter Ahmet Başar Şen,
29. Juli 2022 mit Florence Parly (französische Verteidigungsministerin von 
2017 bis 2022),
25. August 2022 mit dem indonesischen Botschafter Arif Havas Oegroseno,
25. August 2022 mit der Staatssekretärin im französischen Außenministerium 
Laurence Boone,
31. August 2022 mit dem spanischen Botschafter Ricardo Martínez Vázquez.
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Es fanden folgende Gespräche seitens der Staatsministerin Katja Keul statt:
10. Januar 2022 mit der britischen Botschafterin Jill Gallard,
28. Januar 2022 mit der französischen Botschafterin Anne-Marie Descôtes,
5. April 2022 mit der spanischen Staatssekretärin Ángeles Moreno Bau.

 7. Welche Gesprächstermine zur Harmonisierung von Rüstungsexportre-
geln in der EU haben die Leitungsebene des BMWK und des AA seit 
Amtsantritt wahrgenommen (bitte einzeln aufführen)?

Am 25. Juli 2022 fand ein Gespräch zwischen dem Bundesminister für Wirt-
schaft und Klimaschutz Dr. Robert Habeck und dem französischen Minister 
Bruno Le Maire statt.
Am 1. März 2022 fand ein Gespräch zwischen der Staatssekretärin Susanne 
Baumann (Auswärtiges Amt) und Armin Papperger, Rheinmetall AG, statt.

 8. Wie plant die Bundesregierung sicherzustellen, dass die Versorgung der 
schweren Waffensysteme, welche die Ukraine aus Deutschland erhalten 
wird, nicht durch „restriktive“ Regelungen des Rüstungsexportkontroll-
gesetzes unterbunden wird?

Die Unterstützung der Ukraine mit Waffenlieferungen und eine restriktive Rüs-
tungsexportpolitik sind kein Widerspruch.
Bei dem russischen Krieg gegen die Ukraine handelt es sich um einen völker-
rechtswidrigen Angriffskrieg, der Artikel 2 Absatz 4 der VN-Charta verletzt. 
Danach ist eine Gewaltanwendung, die sich gegen die territoriale Unversehrt-
heit und die politische Unabhängigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Ver-
einten Nationen richtet, verboten. Die Ukraine übt gegen diesen bewaffneten 
Angriff Russlands ihr völkerrechtlich verbrieftes Recht auf Selbstverteidigung 
gemäß Artikel 51 der VN-Charta aus. Jeder Staat darf die Ukraine bei der Aus-
übung ihres individuellen Selbstverteidigungsrechts unterstützen. Im Einklang 
hiermit sehen die rechtlichen Grundlagen für die Erteilung der Genehmigung 
von Rüstungsexporten in Deutschland – darunter der Gemeinsame Standpunkt 
2008/944/GASP des Rates vom 8. Dezember 2008 betreffend gemeinsame Re-
geln für die Kontrolle und Ausfuhr von Militärtechnologie und Militärgütern in 
der Fassung vom 16. September 2019, der Vertrag über den Waffenhandel 
(Arms Trade Treaty) und die Politischen Grundsätze der Bundesregierung in 
der Fassung vom 26. Juni 2019 – die Möglichkeit von Rüstungsgüterlieferun-
gen zu Zwecken der Selbstverteidigung im Sinne von Artikel 51 der VN-Charta 
vor.

 9. Plant die Bundesregierung gemeinsam mit der Industrie einen „Lessons 
Learned“-Prozess betreffend die Waffenlieferungen in die Ukraine?

Aufgabenbedingt gibt es einen fortwährenden Austausch mit der Industrie. Be-
treffend Waffenlieferungen in die Ukraine fand Anfang September auf Einla-
dung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz ein Erfahrungs-
austausch mit betroffenen Unternehmen und dem Bundesverband der Deut-
schen Sicherheits- und Verteidigungsindustrie statt.
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10. Wie will die Bundesregierung künftig mit Ländern umgehen, die sich 
wie die Ukraine in einem Krieg befinden?

Die Bundesregierung kann einer konkreten inhaltlichen Ausgestaltung von Ein-
zelthemen des Rüstungsexportkontrollgesetzes nicht vorgreifen. Im Übrigen 
wird auf die Antwort zu Frage 8 verwiesen.

11. Wie plant die Bundesregierung, Rüstungsexporte durch die Industrie 
oder die Weitergabe von Waffen aus Beständen der Bundeswehr in der 
neuen Nationalen Sicherheitsstrategie zu thematisieren?

Die Bundesregierung kann einer konkreten inhaltlichen Ausgestaltung von Ein-
zelthemen der Nationalen Sicherheitsstrategie nicht vorgreifen.

12. Wie plant die Bundesregierung, künftig die Genehmigungsentscheidun-
gen über Rüstungsexporte sowie die Weitergabe von Waffen aus Bestän-
den der Bundeswehr und die entsprechende Unterrichtung des Deutschen 
Bundestages transparent und sachgerecht auszugestalten?

Maßnahmen zur Erhöhung der Transparenz zu Genehmigungsentscheidungen, 
einschließlich der Genehmigungsentscheidungen im Rahmen von Bundeswehr-
abgaben, sind Gegenstand der Überlegungen bei der Erarbeitung des künftigen 
Rüstungsexportkontrollgesetzes.

13. Gibt es Überlegungen in der Bundesregierung, das Rüstungsexportkon-
trollgesetz durch eine neue, europäisch abgestimmte Rüstungsexportstra-
tegie zu ergänzen?

Der Gemeinsame Standpunkt 2008/944/GASP des Rates vom 8. Dezember 
2008 betreffend gemeinsame Regeln für die Kontrolle der Ausfuhr von Militär-
technologie und Militärgütern in der Fassung vom 16. September 2019 enthält 
für die Mitgliedstaaten der Europäischen Union rechtlich verbindliche Vorga-
ben zum Umgang mit Ausfuhren von Rüstungsgütern. Zum 16. September 
2024 steht eine Überprüfung des Gemeinsamen Standpunkts an. In diesem 
Rahmen werden auf europäischer Ebene auch strategische Fragen erörtert. Die 
Bundesregierung setzt sich für die Abstimmung einer EU-Rüstungsex-
portverordnung ein. Zudem sieht das trilaterale Übereinkommen zur Rüstungs-
exportkontrolle zwischen Frankreich, Spanien und Deutschland die Möglich-
keit einer Erweiterung um weitere Vertragsparteien vor. In diesem Kontext 
könnte auch eine inhaltliche Weiterentwicklung geprüft werden.

14. Wie wird in Zukunft die weitere Entwicklung und Herstellung von 
Schlüsseltechnologien in Deutschland sichergestellt, wenn durch die rest-
riktive Exportpolitik viele der Unternehmen nicht überleben werden?

Maßnahmen der Bundesregierung zum Erhalt bzw. zur Stärkung der sicher-
heits- und verteidigungsindustriellen Schlüsseltechnologien werden im Strate-
giepapier der Bundesregierung zur Stärkung der Sicherheits- und Verteidi-
gungsindustrie aus dem Jahr 2020 beschrieben. Darin wird auch klargestellt, 
dass eine zurückhaltende und verantwortungsvolle Rüstungsexportkontrollpoli-
tik auf Grundlage des Gemeinsamen Standpunkts 2008/944/GASP des Rates 
vom 8. Dezember 2008 betreffend gemeinsame Regeln für die Kontrolle und 
Ausfuhr von Militärtechnologie und Militärgütern in der Fassung vom 16. Sep-
tember 2019, der Politischen Grundsätze der Bundesregierung für den Export 
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von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern in der Fassung vom 26. Juni 
2019 und des Vertrags über den Waffenhandel (Arms Trade Treaty) mit diesen 
Maßnahmen einhergeht. Die Fähigkeits- und Standortsicherung mit Blick auf 
Schlüsseltechnologien und eine restriktive Rüstungsexportpolitik stehen inso-
weit nicht im Widerspruch zueinander. Vor dem Hintergrund eines sich wandel-
nden sicherheits- und verteidigungspolitischen Umfeldes erfolgt derzeit eine 
Anpassung des Strategiepapiers der Bundesregierung zur Stärkung der Sicher-
heits- und Verteidigungsindustrie.

15. Sieht die Bundesregierung einen Widerspruch zwischen dem Wunsch 
nach weniger Waffenverkäufen und der von Bundeskanzler Olaf Scholz 
ausgerufenen Zeitenwende, die er mit Unterstützung der Grünen ausge-
rufen hat?

Die Regierungsparteien haben sich im Koalitionsvertrag auf das Ziel einer rest-
riktiven und transparenten Rüstungsexportpolitik verständigt, die ihre verbind-
liche Grundlage in gesetzlichen Regelungen finden soll. Die Beachtung der 
Menschenrechte im Empfängerland spielt bei der Entscheidungsfindung über 
die Erteilung von Genehmigungen für Rüstungsexporte eine hervorgehobene 
Rolle. Dies steht nicht im Widerspruch zur erklärten Unterstützung der Ukraine 
bei ihrer Selbstverteidigung gegen den völkerrechtswidrigen russischen An-
griffskrieg sowie die geplanten Maßnahmen zur Verbesserung der Ausstattung 
der Bundeswehr.

16. Vor dem Hintergrund der Aussage im Koalitionsvertrag zwischen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP, wonach für eine restriktive Rüs-
tungsexportpolitik verbindlichere Regeln gebraucht werden und die 
Bundesregierung daher mit unseren europäischen Partnern eine entspre-
chende EU-Rüstungsexportverordnung abstimmen will, wie soll eine eu-
ropäische Einigung gelingen, wenn Deutschland die Regeln nunmehr im 
Alleingang verschärft?

Innerhalb der Europäischen Union gilt der Grundsatz, dass Mitgliedstaaten auf 
nationaler Ebene eine restriktivere Rüstungsexportpolitik verfolgen können. 
Dies ist in Artikel 3 des Gemeinsamen Standpunkts 2008/944/GASP des Rates 
vom 8. Dezember 2008 betreffend gemeinsame Regeln für die Kontrolle und 
Ausfuhr von Militärtechnologie und Militärgütern in der Fassung vom 16. Sep-
tember 2019 ausdrücklich festgelegt. Bestrebungen zur weiteren Harmonisie-
rung von Rüstungsexportentscheidungen auf europäischer Ebene sind davon 
unberührt. Im Übrigen verfolgen auch andere EU-Mitgliedstaaten auf nationa-
ler Ebene eine restriktive Rüstungsexportpolitik.
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